
Sanktionen führen im sanktio-
nierten Land zu einer Verknap-
pung vieler Importgüter. Das er-
laubt dem Regime, die knappen
Güter zu rationieren und mit de-
ren gezielter Zuteilung Macht
auszuüben. Zugleich kann das Re-
gime die Kontrolle über die inlän-
dischen Anbieter von Ersatzpro-
dukten seine Macht ausweiten.
Indem Sanktionen den legalen
Handel einschränken, fördern sie
den Schmuggel. Diesen kann das
Regime kontrollieren und die Ge-
winne abschöpfen.

Noch einfacher ist es, westliche
Sanktionen zu umgehen, wenn
sich ihnen große Teile des Rests
der Welt nicht anschließen. Dann
fließen die Importe und Exporte
über Drittländer, zumeist über
vom Regime kontrollierte Kanäle.
Der sanktionsbedingte Rückzug
westlicher Unternehmungen
spielt dem Regime in die Hände.
Die westlichen Firmen verkaufen
ihre Aktiva günstig. Als Käufer
können nur Freunde des Regimes
auftreten, denn nur sie erhalten
die notwendigen Bewilligungen
und dazu noch günstige Kredit
von Staatsbanken. Zugleich er-
schweren es die Finanzsanktio-
nen den noch aktiven Oppositio-
nellen, weiter tätig zu sein, weil

Finanztransaktionen nun zwin-
gend über regimenahe Kanäle ge-
hen müssen.

Zwar trifft die sanktionsbe-
dingte Wirtschaftskrise die Bür-
ger hart. Aber gerade das begüns-
tigt ein „rally around the flag“,
bei dem sich die Bevölkerung hin-
ter der Regierung schart. Die
sanktionsbedingte Verarmung
und das Abschneiden der freien
Handelsbeziehungen machen die
Bürger vom Regime abhängiger
und lähmen ihre Anreize, gegen
das Regime aufzubegehren. Sie
wissen, dass auf ein autokrati-
sches Regime selten eine demo-
kratische, bürgerorientierte Re-
gierung folgt, aber oft ein politi-
sches Vakuum mit noch gruseli-
geren Gefahren als dem Regime.

Das Regime aktiv
destabilisieren

Aufgrund dieser Mechanismen
lernen Regimes nicht nur mit
Sanktionen zu leben, sondern sie
sogar zu lieben. Das Land ver-
armt, aber was kümmert es das
Regime? Die Sanktionen helfen
beim Machterhalt. So scheint es
auch im Falle Russlands zu sein.
Die Hoffnung, der wirtschaftliche
Niedergang schwäche schlussend-
lich das militärische Potenzial, ist
zumeist vergebens. Die militäri-
sche Stärke kann zwar tatsächlich
zurückgehen, aber zugleich er-
laubt die durch die Sanktionen
verursachte Stärkung dem Re-
gime, seine militärischen Mittel
noch ruchloser einzusetzen. Russ-
land ist eine militärische Bedro-
hung, obwohl seine Wirtschafts-
kraft deutlich kleiner als jene Ita-
liens ist. Da schwächt es seine mi-
litärische Macht auch nicht mehr
besonders, wenn seine Wirt-
schaftskraft wegen der Sanktio-
nen weiter abnimmt.

Ein alternativer Ansatz wäre
es, nicht die russische Wirtschaft,
sondern das Regime aktiv zu de-
stabilisieren. Dazu bieten sich
zwei konkrete Wege an: Mutmaß-
lichen Tätern könnte die Möglich-
keit geboten werden, sich vom Re-
gime loszusagen, ins Ausland ab-
zusetzen und wichtige Informatio-
nen über das Handeln des Re-
gimes preiszugeben, die in
Rechtsverfahren vor internationa-
len Gerichten zur Verurteilung
der Schuldigen beitragen. Diese

Strategie entspricht einer Kron-
zeugenregelung, wie sie im
Kampf gegen das organisierte
Verbrechen und die Mafia erfolg-
reich ist. Sie könnte auch gegen
mafiöse Regimes wie jenes in
Russland gut wirken.

Die Emigration von für das Re-
gime besonders systemrelevanten
Personen kann vom Westen aktiv
gefördert werden. Der Handlungs-

spielraum russischer Forscher
oder IT-Spezialisten und Teile der
Intelligenzija ganz allgemein soll-
te daher fruchtbar erweitert wer-
den, sodass sie sich einfacher
vom Regime lossagen können. Ih-
nen sollte die Möglichkeit gege-
ben werden, mit ihren Füßen ge-
gen den Kreml zu stimmen. Es ist
für Autokraten und ihre Entoura-
ge zentral, dass die talentiertes-

ten Köpfe keine attraktiven Alter-
nativen zum Regime haben. So-
bald glaubwürdige Auswande-
rungsmöglichkeiten zur Verfü-
gung stehen, werden diese auch
genutzt. Eine echte Exit-Alternati-
ve fördert auch den Mut zur Kri-
tik im Inland.

Der Königsweg ist eine
Kosten-Nutzen-Abwägung

Der Königsweg ist jedoch die
Selbststärkung des Westens bei
gleichzeitiger Schwächung des
russischen Regimes. Dazu ist eine
rationale Kosten-Nutzen-Abwä-
gung notwendig. Derzeit kosten
die Sanktionen gegen Russland
und die russischen Gegensanktio-
nen die westlichen Wirtschaften
wohl mehrere Prozentpunkte der
gesamtwirtschaftlichen Leistung.
Bei Verzicht auf Sanktionen wäre
die Wirtschaftsleistung deutlich
höher. Wenn sie die Wirtschafts-
leistung des Westens um 2 Pro-
zent reduzieren, so entspricht das
für die EU, USA, Großbritannien
und Kanada zusammen einem
Jahresverlust von rund 800 Milli-
arden Dollar.

Würde davon je ein Zehntel in
weitere Militärhilfe an die Ukrai-
ne und in die Aufrüstung des
Westens gesteckt, überträfen al-
lein diese Zusatzausgaben die
russischen Rüstungsausgaben je-
weils deutlich. Wladimir Putins
Regime würde dadurch wohl we-
sentlich wirkungsvoller in Schach
gehalten als durch Sanktionen.
Oder anders gesagt: Eine große
Stärke des Westens ist seine freie
und weit überlegene Wirtschaft.
Ihre Kraft sollte nicht geschwächt,
sondern möglichst wirksam ge-
nutzt werden, auch zur Erlangung
absoluter militärischer Überle-
genheit. ■

Die Sanktionen sind nicht
wirkungslos – sie helfen Putin

Natürlich schaden sie der russischen Wirtschaft. Aber durch ihre Wirkungsweise stärken
sie das Regime des Kreml-Herrn. Warum ist das so? Und gäbe es bessere Alternativen?
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Im Fokus: Energiewende

Bis 2030 will Österreich (lt Klimastrategie) 100 Prozent

seines Stroms aus erneuerbaren Quellen beziehen.

Beim gesamten Energieverbrauch sollen es 61

Prozent sein. Ein ehrgeiziges Ziel, das

Milliardeninvestitionen erfordert und das

Landschaftsbild verändern wird. Hunderte Windräder

müssen aufgestellt, eine Million Dächer mit

Photovoltaik ausgestattet und noch einige große

Wasserkraftwerke gebaut werden. Hintergründe,

Analysen, Interviews und Kommentare inden Sie hier:

wienerzeitung.at/energiewende
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